
diesem Gebiet insbesondere durch den SMAD-Befehl 
Nr. 201 vom 16. August 1947 übertragen wurde; an die 
vor allem für den Juristen erregenden Überlegungen, 
die zu dem Begriff „Volkseigentum“ führten. Schwierig 
war das Herantasten an die neuen Probleme des Straf­
rechts, die Entdeckung des materiellen Verbrechensbe­
griffs und seiner Bedeutung; wir stellten die ersten 
Erfolge in der Zurückdrängung der Kriminalität fest. 
Wichtige neue Gesetze wurden erlassen, wie z. B. das 
Jugendgerichtsgesetz, die Strafprozeßordnung, die Ehe­
verordnung, das Strafrechtsergänzungsgesetz. Jetzt, in 
der Periode des umfassenden Aufbaus des Sozialismus, 
bestimmen das Parteiprogramm der SED und der 
Rechtspflegeerlaß des Staatsrates Inhalt und Richtung 
der Arbeit auf dem Gebiet von Recht und Rechtspflege. 
Unsere gegenwärtigen Hauptaufgaben sind die Durch­
führung des Rechtspflegeerlasses, die Diskussion neuer, 
wichtiger Gesetzentwürfe, wie das Familiengesetzbuch, 
die Vorbereitung der dritten Richterwahl. Unser Rechts­
system hat sich mit der Entwicklung der neuen gesell­
schaftlichen Verhältnisse und unserer Rechtswissen­
schaft sehr verfeinert. Rechtszweige wie das Arbeits­
recht, das LPG-Recht, das Patentrecht, das Urheber­
recht erhielten ein neues Gesicht oder entstanden völlig 
neu. In all dieser Zeit leisteten die Rechtspflegeorgane 
einen wichtigen Beitrag zum Schutze der neuen Ord­
nung, unseres neu entstandenen Staates, seiner Sicher­
heit und seiner Wirtschaft gegen westliche Diversion 
in allen Formen.
Ein historischer Rückblick ist stets bedeutungsvoll: Er 
hilft, die Gesetzmäßigkeiten der Entwicklung zu er­
kennen und diese Kenntnis für die Lösung der gegen­
wärtigen Aufgaben zu nutzen — das ist wichtig für die 
jüngeren Mitarbeiter der Rechtspflegeorgane, die ihre 
Arbeit mitten in dieser Entwicklung aufgenommen ha­
ben. Ein solcher Rückblick ist aber auch wichtig für 
uns ältere Mitarbeiter, weil er uns bewußt macht, mit 
welchem Ziel und welchem Ergebnis wir gearbeitet ha­
ben. Es geht dabei aber um mehr als die Befriedigung 
eines allgemeinen Interesses und die Sicherung per­
sönlicher Erfahrungen; es geht um die Erkenntnis der 
Gesetzmäßigkeiten der Übergangsperiode zum Sozialis­
mus, die, ungeachtet der Besonderheiten der jeweiligen 
nationalen Entwicklung, von internationaler Bedeutung 
sind.
Wir haben in den vergangenen Jahren oft verlangt: 
„Wir müssen wissen, was wir tun; wir müssen wissen, 
w a r u m  wir etwas tun.“ J e t z t ist es aber auch wich­
tig zu wissen, warum wir etwas getan h a b e n .  Die sehr 
praktische Bedeutung dieser Feststellung zeigt sich z. B.

an dem Interesse, das die Vertreter junger National­
staaten an der Entwicklung unseres Rechts und unserer 
Rechtspflege haben. Ich denke dabei an Gespräche im 
Ministerium der Justiz, die wir mit Juristen Indone­
siens und verschiedener anderer Nationalstaaten führ­
ten. Sie waren beeindruckt von unserer Schlußfolge­
rung, daß es in erster Linie auf die Menschen und ihre 
geistige Haltung und ihre Rechtsanschauungen an­
kommt und daß dies wichtiger ist, als organisatorische 
Maßnahmen und neue Gesetze an den Anfang zu stel­
len.
Mit der Ausbildung der Volksrichter lösten wir ein 
wichtiges Problem des Aufbaus einer antifaschistisch­
demokratischen Justiz; ebenso war aber die Umerzie­
hung der alten Juristen und die ständige Weiterbildung 
der neuen Richter und Staatsanwälte stets ein wichti­
ger Bestandteil der Leitung der Rechtspflegeorgane. 
Auch auf dem Gebiet der Rechtspflege galten und gel­
ten die Grundsätze unserer Blockpolitik. Sie sind hier 
gekennzeichnet durch das Zusammenwirken solcher Per­
sönlichkeiten wie des bürgerlich-liberalen Politikers Dr. 
Eugen S c h i f f e r  und des Sozialisten Dr. Ernst M e l s -  
h e i m e r ,  des Liberaldemokraten und Justizministers 
in Thüringen Dr. Hans L o c h  und des Sozialisten und 
ersten Generalstaatsanwalts des Landes Sachsen Ulrich 
S c h r ö d e r .  Die Grundsätze der Blockpolitik verkör­
pern sich auch in den Senioren unserer Juristen, z. B. 
in dem der Christlich-Demokratischen Union angehö­
renden ersten Leiter der Hauptabteilung Justiz des 
Landes Mecklenburg und späteren Oberrichter am Ober­
sten Gericht Wilhelm H e i n r i c h  und dem langjäh­
rigen Generalstaatsanwalt des Landes Sachsen und spä­
ter von Groß-Berlin, dem Sozialisten Dr. Rolf H e l m .  
Hier liegen wertvolle Erfahrungen in der Entwicklung 
unserer Rechtspflege, die wir exakt aufdecken und fest- 
halten müssen, um sie erfolgreich weitergeben zu kön­
nen.
Der sozialistische Staat hat dem Recht und den Juristen 
einen ehrenvollen Platz eingeräumt. Dies findet seinen 
Ausdruck in der Stiftung der „Medaille für Verdienste 
in der Rechtspflege“ und der „Ehrennadel der Organe 
der Rechtspflege“ — Auszeichnungen, durch die aner­
kannt wird, daß die Juristen und die in der Rechts­
pflege ehrenamtlich tätigen Bürger ihre Aufgaben im­
mer besser erfüllen.
Was dem Recht jahrhundertelang als Fluch anhaftete, 
daß es sich wie eine „ewige Krankheit“ forterbte und 
dazu diente, das Alte zu konservieren, wandelte sich 
im Sozialismus: Unser neues, sozialistisches Recht dient 
dem gesellschaftlichen Fortschritt.

Oberrichter JOACHIM SCHLEGEL, Mitglied, des Präsidiums
und Vorsitzender des Kollegiums für Strafsachen des Obersten Gerichts

Zur gesellschaftlichen Wirksamkeit des Jugendstrafverfahrens

Der Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts vom
7. Juli 1965 zur Tätigkeit der Gerichte bei der weiteren 
Bekämpfung der Jugendkriminalität hat den Gerichten 
eine klare Orientierung gegeben, wie die gesellschaft­
liche Wirksamkeit des Jugendstrafverfahrens zu erhöhen 
ist1.
Im Zusammenhang mit der Einbeziehung der Öffent­
lichkeit in das Jugendstrafverfahren müssen einige Ge­
sichtspunkte neu durchdacht werden. Viele Richter und 
Staatsanwälte haben bereits zu Problemen des Jugend­
strafverfahrens Stellung genommen, doch gibt es noch 
unterschiedliche Auffassungen bei der Handhabung ein-

1 Vgl. NJ 1965 S. 465.

zelner rechtlicher Möglichkeiten zur Erhöhung der Wirk­
samkeit der Jugendstrafverfahren.

Zur Öffentlichkeit der Hauptverhandlung
Der Rechtspflegeerlaß bringt zum Ausdruck, daß die 
Teilnahme der Bevölkerung an der gerichtlichen Tätig­
keit untrennbarer Bestandteil der sozialistischen Rechts­
pflege ist. Unter diesem Gesichtspunkt muß auch die 
Anwendung des § 41 Abs. 1 JGG betrachtet werden. Die 
im § 41 JGG enthaltene starre Regelung, daß grund­
sätzlich Jugendgerichtsverfahren nicht öffentlich sind, 
ist durch unsere gesellschaftliche Entwicklung überholt. 
Die meisten Gerichte prüfen bereits jetzt verantwor-
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